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Zuständig:   Fachbereich 4 
Beteiligt:   
Bearbeiter:   Frau Griese 
 
 

öffentlich 
ja 

 
 
Tagesordnungspunkt: 
 
Stellungnahmen zu Bauanträgen und Bauvoranfragen 
 
 
Gremium   Sitzungstermin  
Umwelt, Stadtentwicklung, Bau  09.09.2025 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:  nein 
 
Zuständiges Produkt:    
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Siehe Sachdarstellung.  
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Sachdarstellung: 
 
a) Bauanträge  
Vorhaben:  
1) Nutzungsänderung zur Durchführung von bis zu 10 Veranstaltungen pro 

Jahr im Charakter von kulturellen Tagesveranstaltungen 
2) Nutzungsänderung von bis zu 5 Veranstaltungen pro Jahr im Charakter 

von Konzerten und Abendveranstaltungen 
Bauort: Gemarkung Garbeck, Flur 14, Flurstücke 190 und 297 
 
Der Antragssteller beabsichtigt durch die Stellung von zwei separaten 
Bauanträgen zum einen die Nutzungsänderung von derzeitigem Umkleide- und 
Probenraum zur Durchführung von bis zu 10 Tagesveranstaltungen und 5 
Abendveranstaltungen im Jahr. Planungsrechtlich sind beide Fälle gleichgeartet, 
sodass auf eine Aufsplittung in der Begründung zur Entscheidung verzichtet wird.  
Das Vorhabengrundstück befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich 
gem. § 35 BauGB. Der seit dem 26.02.2009 rechtskräftige Flächennutzungsplan 
der Stadt Balve stellt den Bereich als Fläche für die Landwirtschaft dar. Gem. § 35 
Abs. Ziffer 4 BauGB ist ein Vorhaben im Außenbereich zulässig, wenn die 
ausreichende Erschließung gesichert ist und es wegen seiner besonderen 
Wirkung auf die Umgebung nur im Außenbereich ausgeführt werden soll.  
Zum Zeitpunkt der Durchführung der Veranstaltungen ist aufgrund des zu 
erwartenden PKW-Aufkommens sowie durch die Veranstaltung selbst mit 
erhöhten Lärmimmissionen zu rechnen. Aufgrund der Wirkung der Immission auf 
die Umgebung ist eine Zulässigkeit im Außenbereich vertretbar. Die wegemäßige 
Erschließung, die Abwasserbeseitigung sowie die Löschwasserversorgung sind 
gesichert. Die Wasserversorgung wird über den Grundstückseigentümer durch 
Eigenversorgung sichergestellt.  
 
Ich schlage daher vor das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 BauGB zum 
Vorhaben der Nutzungsänderung zur Durchführung von bis zu 10 
Veranstaltungen pro Jahr im Charakter von kulturellen Tagesveranstaltungen 
und der Nutzungsänderung von bis zu 5 Veranstaltungen pro Jahr im Charakter 
von Konzerten und Abendveranstaltungen herzustellen.  
 
Ein Übersichtsplan und ein Lageplan sind der Verwaltungsvorlage beigefügt.  
 
 
b) Bauvoranfrage 
Vorhaben: Nutzungsänderung des Wohn-, Büro-, und Tagungsgebäudes 
erweitert um die Nutzung als Eventlokalität 
Bauort: Arnsberger Straße, Gemarkung Beckum, Flur 5, Flurstück 173 
 
Der Antragssteller beantragt dem derzeit als Wohn-, Büro-, und 
Tagungsgebäude genutzten Hauses eine weitere Nutzung als Eventlokalität 
zuzuführen.  
Das Vorhabengrundstück ist im Flächennutzungsplan der Stadt Balve als Fläche 
für die Landwirtschaft dargestellt. Es ist dem Außenbereich gem. § 35 BauGB 
zuzuordnen.  
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Gem. § 35 Abs. Ziffer 4 BauGB ist ein Vorhaben im Außenbereich zulässig, wenn 
die ausreichende Erschließung gesichert ist und es wegen seiner besonderen 
Wirkung auf die Umgebung nur im Außenbereich ausgeführt werden soll. 
Aufgrund geplanter Events ist mit erhöhten Lärmimmissionen am 
Vorhabenstandort zu rechnen. Aufgrund der Wirkung der Immission auf die 
Umgebung ist daher eine Zulässigkeit im Außenbereich vertretbar. 
Die wegemäßige Erschließung, die Wasserversorgung, die 
Löschwasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung sind gesichert. Eine 
ausreichende Erschließung ist folglich gegeben.  
In dem Gebäude selbst ist neben der beantragten Eventlokalität eine 
Wohnnutzung genehmigt. Diese Wohnnutzung sollte nicht durch die Nutzung als 
Eventlokalität eingeschränkt werden.  
 
Ich schlage vor, das Einvernehmen gem. § 36 BauGB herzustellen.  Zeitgleich 
ergeht der Hinweis an die Baugenehmigungsbehörde, dass die genehmigte 
Wohnnutzung nicht durch die Eventlokalität beeinträchtigt werden sollte.  
 
Ein Übersichtsplan und ein Lageplan sind der Verwaltungsvorlage beigefügt.  
 
 
c) Bauantrag 
Vorhaben: Errichtung eines Umspannwerkes „UW Balve-Bergstation“ mit 
Stationsgebäude, Kompaktstation, Hilfsmast, Anlagenfundamente, 
Einfriedung und Freileitungsanbindung  
Bauort: Gemarkung Balve, Flur 1, Flurstücke 14, 15, 16 
 
Die SL Windenergie GmbH plant die Errichtung des Umspannwerkes, um hieran 
die  Windenergieanlagen (WEA) aus drei Windparks, verteilt auf die 
Gemeindegebiete Balve und Hemer anzuschließen.  
Die geplanten Anlagen haben eine kombinierte Nennleistung von insgesamt 
74,48 MW. Darüber hinaus ist der Anschluss weiterer WEA im Umfeld des 
geplanten Umspannwerkes durch weitere Betreiber geplant. Insgesamt kann im 
Sinne einer Bündelung der geplanten WEAs für die Netzeinspeisung so eine 
Gesamtnennleistung von ca. 130 bis 140 MW nach aktuellem Planungsstand in 
das öffentliche Versorgungsnetz eingespeist werden. 
Das Vorhabengrundstück liegt im planungsrechtlichen Außenbereich gem. § 35 
BauGB und ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Balve als 
Fläche für den Wald dargestellt. Gem. § 35 Abs. 1 Ziffer 3 BauGB ist im 
Außenbereich ein Vorhaben zulässig, wenn die Erschließung gesichert ist und 
wenn es der öffentlichen Versorgung u. a. mit Elektrizität  dient.  
Die UKW Station dient dazu den durch die Windkraftanlagen erzeugten Strom in 
das öffentliche Stromnetz einzuspeisen. Es handelt sich folglich um ein 
privilegiertes Vorhaben im Sinne der v. g. Rechtsnorm.  
Hinsichtlich der Wasserver- und entsorgung gehen die Stadtwerke davon aus, 
dass weder ein Trinkwasseranschluss, noch eine entsprechende 
Abwasserbeseitigung notwendig ist. Die Löschwasserversorgung ist nicht 
gesichert. Diese ist über den Objektschutz sicherzustellen. Bzgl. der wegemäßigen 
Erschließung führt ein vorhandener Wirtschaftsweg zum geplanten Standort. 
Dieser führt teilweise über Privatgrundstücke Dritter, sodass eine rechtliche 
Sicherung der Erschließung notwendig ist. Diese liegt nicht vor. Die wegemäßige 
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Erschließung ist hinsichtlich der rechtlichen Sicherung folglich zu verneinen. 
 
Ich schlage daher vor das Einvernehmen gem. § 36 BauGB aufgrund der 
fehlenden rechtlichen Sicherung der wegemäßigen Erschließung sowie der nicht 
gesicherten Löschwasserversorgung zu versagen. Es kann hergestellt werden, 
wenn die wegemäßige Erschließung und die Löschwasserversorgung gesichert 
sind.  
 
Ein Übersichtsplan und ein Lageplan sind der Verwaltungsvorlage beigefügt.  
 
 
d) Bauantrag 
Vorhaben: Nutzungsänderung von ehemaligem Altenteiler in Betriebssitz, 
Errichtung eines neuen Altenteilers, einer Maschinenhalle, Anbau an Garage 
sowie Legalisierung einer bestehenden Garage 
Bauort: Helle, Gemarkung Balve, Flur 5, Flurstück 653 
 
Der Antragssteller beabsichtigt die Nutzungsänderung eines ehemaligen 
Altenteilers in den Betriebssitz, die Errichtung eines neuen Altenteilers, den Bau 
einer Maschinenhalle, den Anbau an eine Garage sowie die Legalisierung einer 
bestehenden Garage. 
Das Vorhabengrundstück befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich 
und ist im Flächennutzungsplan teilweise als Fläche für die Landwirtschaft und 
teilweise als Forstfläche dargestellt.  
Es wird davon ausgegangen, dass es sich um ein privilegiertes Vorhaben gem. § 
35 Abs. 1 Ziffer 1 BauGB handelt. Hierfür muss die ausreichende Erschließung 
gesichert sein.  
Die Wasserversorgung sowie die Löschwasserversorgung sind gesichert. Die 
wegemäßige Erschließung ist ebenfalls sichergestellt Die Abwasserbeseitigung 
erfolgt über eine Hauskläranlage mit Versicherung auf dem Grundstück. Hier 
liegt die Zuständigkeit bei der Unteren Wasserbehörde.  
 
Ich schlage daher vor, das Einvernehmen gem. § 36 BauGB herzustellen.  
 
Ein Übersichtsplan und ein Lageplan sind der Verwaltungsvorlage beigefügt.  
 
 
 
 
 
H. Mühling        S. Rothauge 
        Fachbereichsleiter 
 
 
 
1 Anlage zu a) 
2 Anlage zu b) 
3 Anlage zu c) 
4 Anlage zu d) 
 


